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SENAT DER rllEIEN UND HANSESTADT HA}IBURG 
Senatsamt für Bezirksa.ngelegenheiten 

Hamburg, den 10. März 1993 

Verfahrensanweisung 

über die Werbung für politische Zwecke 

auf öffent lichen Wegen 

1. Allgemeines 

1 . 1 Diese Verfahrensanweisung beschränkt sich auf Regelun­

gen über die Werbung für politische Zwecke mit Plakaten 
auf Werbeträgern. 

1.2 Die Werbung für politische Zwecke mit Werbeträgern auf 

öffentlichen Wegen bedarf als Sondernutzung nach § 19 
des Hamburgischen Wegegesetzes vom 22.01 .1974 i~ der 

geltenden Fassung der Erlaubnis. 

1.3 Mit dieser Verfahrensanweisung werden die Grundsätze 
bestimmt , die für eine Erlaubnis eingehalten sein müs­
sen, werden die verwendeten Begriffe def ini~rt und es 

wird der Rahmen für da.s Verwaltungshandeln in diesem 

Sachbereich gesetzt. 

1.4 zuständig für die Erlaubnisertei l ung sind die Bezirks­

ämter, außer im Hafengebiet {Gebiet nach Abschnitt III 

Absatz 1 Satz l der Anordnung uber Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet des Wasserrechts und der Wasserwirtschaft 

vom 07 . 04 .1987 - Amtlicher Anzeiger Seiten 849,1249 -
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in der jeweil s gel tenden Fassung). Im Hafengebiet ist 
dafür die Wi rtschaftsbehörde zus tändig. 

1.5 Di e Sondernutzung öffentlicher Wege mit einer dieser 
Verfahrensan~eisung entsprechenden Werbung ist nach der 

einschlägigen Gebührenordnung gebührenfrei. 

1 . 6 Werbeträger sind Stellschilder und Großplakatscnilder 
(Großwerbeträger); sie dienen der Aufnahme von Werbe­
plakaten und müssen aus wit terungsbeständigem Material 
bestehen. 

L6 . l 

1 .6. 2 

5tellschilder durfen nicht gr ößer als 150 cm mal 100 c~ 

s ein. 

Großplakatschilder dürfen nicht größer als 3,6 m mal 
2 , 6 m sein. 

1 . 7 ö ffentliche Wege im Sinne dieser Verfahrensanweisung 
s ind d i e i m § 2 des Hamburgischen Wegegesetzes bezeich­
neten Flächen. 

2 . Berechtigte 

2 .1 

2 .1.1 

2 .1. 2 

Werbung für politische Zwecke auf öftentl ichen Wegen 

mit Plakaten auf Werbe t rägern darf nur Berechtigten er­
iaubt werden. 

Berechtigte sind - außerhalb der Vorwahlzeiten 

Politische Parteien 

Politische Gruppierungen, die in 

Bezirksversammlungen 



2 .1. 3 

2.1.4 

2.2 

2.2.l 

2.2.2 

der Bürgerschaft 
dem Bundestag 

vertreten sind, 
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Träger von Wahlvorschlägen, die nicht zu den Berechtig­
ten unter 2.1.1 und 2.1.2 gehören, während der 6 der 

Wahl vorangehenden Monate. 

die Landeszentrale für politische Bildung und die nach­

stehenden, von i hr geförderten Verbände 

Die Neue Gesellschaft e.V. 

Staatspolitische Gesellschaft e.V. 

Dr. Emilie Kiep-Altenloh-Stiftung 
Gesellschaft für Politik und Wirtschaft e.V. 

Europaunion - Landesverband Hamburg -

Arbeitsgemeinschaft Arbeit und Leben 

DAG-Bildungswerk e. V. 
Dachverband Hamburger Bildungsinitiativen e.V. 

Politisc hes Bildungswerk e.V. 11 umdenken 11 

3erechtigte sind - während der Vorwahlzeiten 

die unter 2.1 Aufgeführt en 

7räger von Wahlvorschlägen für die j eweils anstehenden 

'tlahlen 

zu den Bezirksversammlungen 

zur Bürgerschaft 
zum Bundestag 

zum Europaparlament. 

Jie Vorwahlzeit beginnt in der Regel einen Monac vor 

dem festge l egten Wahltermin und dauert bis zum Wahltag; 
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5ie wird für die Wahlwerbung schriftlich bekann~qe­

m.acht. 

3 . Anforderungen an die Werbung 

3.1 De~ Inhalt der Werbung unterliegt keiner Prüfung und 

Bewertung. 

Werbeplakate müssen den presserechtlichen Impressums­

vorschr iften des Hamburgischen Pressegesetzes - § 8 -
vom 29.01.1965 (GVBl. Sei t e 15) entsprechen. 

3 . 2 Be~echtigte dürfen auf öffentlichen Wegen - außer in 

der Vorwahlzeit - nur mit Werbeplaka ten auf Stellschil­

de.t'n und nur für öffentliche politische Veranstaltungen 

wetben (Veranstaltungswerbung) , die in Hamburg statt­

f inden sollen. 

3 . 2 . 1 

3.2. 2 

Einer Erlaubnis s t eht nicht entgegen, daß Berechtigte 
mit Nichtberechtigten zusammen eine Veranstaltung 

du~chführen und die Nichtberecht i gten auf dem Plakat 

auch genannt werden. Unzulässig ist dagegen die Werbung 

füt- eine Veranstaltung Nichtberechtigter, für die ae­
~echtigte allein die presserechtliche Verantwort ung für 

ias Werbepl akat überne hmen . 

Öffentliche pol i tische Veranstaltungen der Berechtigten 

sihd nur d i e Veranstaltungen, d ie allen Bürgern offen­

s tehen und die nicht kommerz i ellen Zwecken dienen. Eine 

politische Veranstal tung wandelt sich nicht in e i ne 

konunerz ielle, wenn der Berechtigte Eint rittsgeld er­
hebt, um seine Veranstaltungskosten zu decken. 

~erbung f ür regelmäßig wiederkehrende Sprechst unden und 

Straßendiskussionen ist unzuläs$ig. 



3.2.3 

3.2.4 
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Als Werbung für eine öffentliche politische Veranstal­

tung ist ein Werbeplakat nur anzusehen, wenn auf ihm 
Angaben über 

den Veranstalter 
den Veranstaltungsort und -term.in 
die Veranstaltungsart oder den oder die Redner 

enthalten sind und diese Angaben ~t~;iii.ßü!fo~~i:n~.:;v..1e.ttel -.. ~ ,,.,, ~··· 0 • f.•- ••f . ·"- ~ . A · f 

~~~;-·:jfii.~---~~:l!J'AA~ e innehm.en. 

Die Buchstaben für die Kennzeichnung des Berechtigten 
dürfen einzeln ri'~qli~~ikä'.i~lh:et.„":ä:is\4:::.·fü~('.'~~~{h~ .·? 

Auf einem Werbeplakat darf für mehrere Veranstaltungen 

geworben werden, die innerhalb von 10 Tagen stattfinden 
- „.- ~·- ~-~1--~(~~{-·';;:;.~.::,'.~~\:~;:.. ·:·:~~.:~~~.!,!; .. ,„ ... 

5011 en. ~lt~ii1~?,~i6iif ;:,fur·; :·spr~ehsttirtden~~-tbun·g·. -~ 

Berechtigte nach Nr. 2.2 dürfen in der Vorwahlzeit auf 

öffentlichen Wegen für politische Zwecke ohne die Be­
schränkungen nach Nr. 3.2 werben (Wahlwerbung) . 

Es bleibt aber in dieser Zeit unzulässig: 

Hängeschilder und Transparente anzubringen 

öffentlichen Grund ohne Erlaubnis des z~ständigen 
Bezirksamtes auf zugraben 

bauliche Anlagen und Bäume auf öffentlichen Flächen 
zu bekleben. 

Unstatthaft bleibt auch in dieser Zeit die Werbung für 

Veranstaltungen über den Zeitraum von 10 Tagen und für 

Veranstaltungen außerhalb Hamburgs. 
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4 . Wegebeanspruchung 

4.1 öffent~iche Wege dürfen durch Werbeträger nicht übermä­

ßig beansprucht werden. Die Bezirksämter halten zum 

kurzfristigen Aufstellen von Werbeträgern auf öffentli­
chen Wegen geeignete Plätze bereit . Dort dürfen Werbe­

träger längstens 10 Tage vor den Veranstaltungen, für 

die geworben wird, aufgestellt werden. 

4.2 Das Aufstellen der Werbeträger für die Veranstaltungs­

werbung i st örtlich zu begrenzen. 

4 . 2 .1 

4.2.2 

4.2 .3 

Grundsätzlich darf nur in dem Stadttei l geworben wer­

den, in dem sich die Veranstaltungsstätte befindet. Die 

Werbung kann statt dessen in einem Umkreis bis zu 

1.000 m um die Veranstaltungsstätte zugelassen werden. 

Die Stadtteile ergeben sich aus der Anordnung Uber die 
Einteilung des Gebiets der Freien und Hansestadt Ham­

burg vom 07.09.1965 (Amtlicher Anzeiger Seite 999} in 

ihrer jeweils geltenden Fassung. 

Ergibt sich aus den Umständen, daß die Veranstaltung 
über den Stadtteil hinaus Bedeutung haben soll, kann 

die Werbung je nach dem Einzelfal i in Teilen des Be­
zirks oder von Ortsamtsgebie t en, in ganzen Ortsamtsge­

~ieten cder im ganzen Bezirk eriaubt werden. 

:ur Veranstaltungen mit überbezi.rklicher Bedeutung kann 
die Werbung je nach dem Einzelfall in Teilen angrenzen­

der Bezirke, in angrenzenden Bezirken oder in allen Be­
zirken erlaubt werden. überbezirkliche Bedeutung ist 

3nzuerkeIUlen bei Veranstaltungen, deren Einzugsgebiet 

nach den Umständen über die Bezirksgrenzen hinausgeht. 

Die besonderen Verhältnisse in der Innenstadt sind zu 
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berücksichtigen. Vor einer Entsche i dung, di e eine Wer­

bung in der Innenstadt zuläßt, ist das Einvernehmen mit 
dem Bezirksamt Hamburg-Mitte herzustellen. 

4 . 3 Die Plätze für die Werbung werden in der Weise ausge­

wählt, daß angegeben wird, wo keine Werbeträger aufge­
stellt werden dürfen (negati ve Auswahl) . Bei der Aus­

wahl sind baupflegerische und verkehrliche Gesichts­

punkte zu berücksichtigen; i n der Vorwahlzeit sollen 

sie weitgehend zurückgestellt werden - siehe Nr. 6 -. 

Die AUswahl der Plätze obliegt den Bezirksämtern im 
Einvernehmen mit der Straßenverkehrsbehörde. 

4. 4 

4.4. l 

4.4.2 

Die Plätze, an denen keine Werbeträger angebracht wer­

den düifen, sollen j eweils für den 9anzen Bezirk in ei­

ner Liste zusammengefaßt werden. 

Abdrucke einer solchen Liste sind in den Bezirksämtern 

und in den Polizeirevierwachen zur Einsichtnahme be­

reitzuhalten. 

Abdrucke der Liste erhalten 

4.4 . 2.1 die Behorde für Inneres 
- Amt für Innere Verwaltung und Planung -
die Pol izei - Landesverkehrsverwaltung -

die Pol i zei - Landespo lizeidirektion -
j ede Polizeirevierwache des Bezirks 

4.4.2.2 die Stadtentwicklungsbehörde - Landesplanungsamt -

4.4.2.3 die Baubehörde - Tiefbauamt -

4.4. 2 . 4 die in Nr. 2.1 genannten Organisationen. 
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Verfahren 

Die Erlaubnis zum Aufstellen von Werbeträgern ist spä­
testens am zweiten Arbeitstaq der Verwaltung vor dem 
Aufstellen des ersten Werbeträgers beim örtlich zustän­

digen Bezirksamt zu beantragen. örtlich zuständig i st 
stets auch in Fällen der Nr. 4.2.3 nur das Bezirksamt, 
in dessen Bezirk sich die Veranstaltungsstätte befin­

det. 

Im Antrag sind der Zweck, für den geworben werden soll, 

die Art und die Zahl d.er Werbeträger, die aufgestellt ..... 

werden sollen, anzugeben. D€r Antrag muß außerdem den 
Namen des verantwortlichen Aufstellers, seine .Anschrift 
und seine Rufnummer enthalten. Ein Exemplar des Werbe­
plakates ist beizufügen; fehlt es, ist der Antrag abzu­

l ehnen. 

5.2 Bedient sich der Antragsteller eines für die politische 
Werbung herausgegebenen Antragsvordrucks (amtlicher 

Vordruck), gilt das Aufstellen der Werbeträger in dem 
beantragten Umfang als nach § 19 des Hamburgischen We­
gegesetzes erlaubt, wenn und soweit das Bezirksamc 

~icht binnen einem Arbeitstag nach Antragseingang wi­
derspricht. Das Bezirksamt kann mündlich widersprechen; 
auf Verlangen des Antragstellers ist das Widersprechen 
i n Form e ines schriftlichen, mit einer Rechtsmittelbe­
lehrung versehenen Verwaltungsaktes zu wiederholen. 

5 .3 Bedient sich der Antragsteller nicht des amtlichen Vor­

drucks, so ist sein Antrag wie ein allgemeiner Antrag 

auf Gewährung einer Sondernutzungserlaubnis zu behan­

deln . Das Aufstellen von Werbeträgern ist dann zuläs­

sig, wenn dem Antragsteller eine Erlaubnis erteilt wor­
den i st. 
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5 . 4 I n den Fällen der Nr. 4.2.3 unterrichtet das Bezirks­

alllt, in dessen Bezirk sich die Veranstaltungss~ätte be­

findet , die übrigen betroffenen Bezirksämter unverzüg­

lich Uber seine Entscheidung. 

5 . 5 Dte Erlaubnis zum Aufstellen der Werbeträger ist wider­
ruflich zu erteilen. Ein Widerruf ist auszusprechen, 

w~nn und soweit Bestimmungen dieser Verfahrensanweisung 

nicht beachtec werden. 

5 . 6 

Die Erlaubnis erlischt, wenn und sobald es dem Veran­

stalter v.nmöglich geworden ist, die Veranstaltung über­
haupt , zur angekündigten Zeit oder am anqekündigten Ort 
stattfinden zu lassen. Dabei ist es unerheblich, ob die 
Hinderungsgründe zivilrechtlicher (z.B. Kündigung der 
Veranstaltung ) oder öffentlich-rechtlicher (z.B. Verbot 

der Veranstaltung ) oder anderer Art (z.B. Absage eines 

Referenten) sind. 

Werden die Hinderungsgründe beseitigt, so ist die Er­

laubnis neu zu beantragen. In diesem Fall kann das Be­
zirksamt davon absehen, daß die Frist gemäß Nr. 5.1 

eingehalten wird. Die Frist der Nr. 3 .2.4 darf insge­
samt nicht tl.berschritten werden. 

Die Antragsvordruc ke sind bei a lle n Bezirksämtern vor­

rätig zu halten und Interessenten kostenlos zur Verfü­

gung zu stellen. 

5.7 In der Vorwahlzeit ruht die allgeme ine Antragspflicht 

wie grundsätzlich die Beschränkung bei d er Platzaus­

wahl. 
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6. Aufstellen von Werbetr~gern 

6.1 Werbeträger sind so aufzustellen, daß sie Verkehrsteil ­

nehmer weder gefährden noch behindern, daß sie nicht 

umfallen, durch Wind nicht zerrissen und durch Nässe 
nicht aufgeweicht werden können. 

Die Antragsteller haben ihre W~rbeträger zu kontrollie­
ren und sie zu beseitigen, wenn sie beschädigt sind. 

6.2 Für das Aufstellen von Großplakatschildern i st e ine be­

sondere Aufgrabeerlaubnis erforderlich. Anträge dafür 
sind an die zuständige Tiefbauabteilung zu richten. 

6 . 3 Für das Aufstellen von Stellschildern dürfen öffentli­

che Wege nicht aufgegraben werden. 

An Bälllil.en sind sie so zu befestigen, daß die Bäume 
nicht besch~digt werden. 

Deshalb sollen keine Werbeträger mit kantigen Metall­

rahmen verwendet werden. An junge(n) Bäwne(n) - Stamm­

durchmesser unter ca. 30 cm - dürfen Werbeträger mit 
ungeschützten kanti gen Metallrahmen nicht gestellt oder 

angebracht werden. Es ist unstatthaft, Werbematerial an 

Bäumen anzubringen. 

6 .4 Das Aufstellen von Großplakatschildern außerhab der 

Vorwahlzeit ist unzulässig. 

6 . 5 Das Aufstellen von Stellschildern außerhalb der Vor­

wahlzeit ist unzulässig 

6.5 . 1 in einem Gebiet, das - soweit nichts anderes gesagt 

ist - , von den in Richtung Rathaus liegenden Bordstein­

kanten f olgender Straßen oder Straßenteile begrenzt 
wird: 

'· . 



6.5.2 

6.5.3 

6 . 5.4 

6 .5. 5 

6 . 5. 6 

6 .5.7 

6 .5. 8 

6.5.9 
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JWlgfernstieg ab Einmündung Neuer Wall - Bergstraße -

Schmiedestraße bis Kreuzung Domstraße - Domstraße -

Ost-West-Straße bis Einmündung Neue Burg - Neue Burg 
bis Einmündunq Trostbrücke - Grundstück der ehemaligen 

Nikol aikirche - Hopfenimarkt ab Einmündung Hahntrapp -

Kleiner Burstah - Großer Burstah ab Einmündung Kleiner 
Burs~ah - Gntskeller - Neuer Wall 

im Umkreis von 10 m um Dienstgebäude, 

die allgemein vom Publ ikum aufgesucht werden, 

deren Dienststellen zum pol itischen Geschehen er­

kennbaren Bezug haben, 

im Umkreis von SO m um Kirchen und Friedhöfe, 

unmittelbar an Masten von Verkehrszeichen, Lichtzei­
chenanlagen und an Parkuhren, 

i n der Nähe von Verkehrszeichen und Lichtzeichenanla­

gen, wenn Verkehrsteilnehmer von den Verkehrszeichen 
oder Lichtzeichenanlagen abgelenkt werden können oder 

die Si ch t auf diese ganz oder teilweise behindert wird, 

an Stellen, an denen Werbe t r äger die Verkehrsübersicht 

~efährden oder behindern, 

auf und an Brücken, 

auf Verkehrs- und Haltestelleninseln, 

an fußgängerschutzqi ttern, 



6 .5. 10 

6 . 5.!l 

6.5.12 

6.5 .13 

6 .5.14 
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: n einer geringeren Entfernung als 10 m vor und Gin~er 
3traßenkreuzungen, Straßeneinmündungen und Fußgan aer ­

'.:..berwegen, 

~uf Flächen, die zum Parken freigegeben sind, 

auf Straßenbegleitgrün, sofern es sich um Straßenbe­

?flanzungen - Büsche, Blumen u.ä. - handelt, 

an und auf Pflanzen- und Baumcontainern im Straßenraum, 

~n Geländern der Niedergänge zu Schnel l bahnhöfen, Toi­

~etten und dergleichen und der Aufgänge zu höhergelege­
~enen Gebäuden , wenn die Handläufe von den Werbeträgern 

oder den Befestigungsmaterial i en nicht freigehalten 

·"'erden können . 

6. 6 :n der Vorwahlzeit dUrfen Werbeträger nicht aufgestellt 
oder angebracht werden 

6 .6. 1 

6 . 6 . 2 

6 . 6.3 

: n dem Gebiet nach Nr. 6 . 5.1, 

: m Umkreis von 10 m um Kirchen, Friedhöfe und folgende 
:ienstgebäude tmit Ausnahme der Wahl l o kale am WahltagJ : 

~aupts itze der Fachbehörden, 

3ezirks- und Ortsämter, 
Jienststel l en der Polizei , 

·~nmi ttelbar an Masten von Verkehrszeichen und Lichtz:ei­

:henanlagen sowie in deren Nähe, wenn Verkehrs~eilneh­

~er durch die Werbeträger von den Verkehrsze ichen oder 

:icht ze i chenanlagen abgelenkt werden können oder die 
Sicht auf diese Verkehrseinrichtungen ganz oder teil­

·..,..eise behindert wird, 

~. 

' 



6.6.4 

6 .6.5 

6.6.6 

6.6.7 

6 .6.8 

6.6.9 

6.6 . 10 

6.6.11 

.... ' . 

7 . 1 
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an Stellen, an denen Wer beträger die Verkehrsübersicht 
gefährden oder behindern, 

auf und an Brücken, 

auf Verkehrs- und Haltestelleninseln, 

an Fußgängerschutzgittern, 

an Gelandern der Niedergänge zu Schnellbahnhöfen, Toi­
letten und dergleichen und der Aufgänge zu höhergelege­

nen Gebäuden, wenn die Handläufe von den Werbe trägern 
oder den Befestigungsmaterialien nicht freigehalten 

werden können, 

in einer geringeren Entfernung als 10 m vor und hinter 

Straßenkreu~ungen, Straßeneinmündungen und Fußgänger­
überwegen, 

auf Flächen, die zum Parken f reigegeben sind und an 

Parkuhren, 

a n und auf Pflanzen- und Baumcontainer n im Straßenraum. 

Entfernen von Werbeträ gern 

Zulässig aufgestellte Werbeträger sind b i nnen dreier 
Tage noch der Wahl oder nach dem Ende d er l etz ten Ver­
anstaltung, für die auf dem Werbeplakat geworben worden 

ist , abzuräumen. 

Ist die Erlaubnis erloschen (vgl . Nr. 5 .5 Abs. 2), sind 

die Werbeträger bis zum Ende des Tages nach dem Erlö­
schen abzuräumen . 
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7 .2 Ohne Erl aubnis oder nicht ordnungsgemäß angebrachte so-
wie nicht innerhalb der in Nr. 7 .1 genannten Frist ab­

geräumte Werbeträger sind im Wege der Ersatzvornahme 

(Nr. 7 .3) oder der unmittelbaren Ausführung (Nr. 7.4 ) 

zu beseitigen. 

7.3 Die Ersatzvornahme setzt eine schriftliche Beseiti­

gungsaufforderung mit der Anordnung der sofortigen 

Vollziehung voraus. Di.e in die Verfügung zu setzende 

Beseitigungsfrist soll höchstens 24 Stunden betragen . 
Das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollzieh­

barkei t der Beseitigungsverfügung is t besonders zu be­

gründen. 
Die Aufforderung zur Beseitigung von Stellschildern bei 

überbezirklicher Werbung gemäß Nr. 4.2.3 ist von dem 
Bezirksamt zu erlassen, in dessen Bereich der Veran­

staltungsort liegt. 

7 .4 Die Beseitigung von Werbeträgern im W~ge der unmittel­

baren Ausführung nach § 7 des Gesetzes zum Schutz der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung (SOG) ist nur zu­

l ässig, wenn auf andere Weise eine unmittelbar bevor­

stehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung nicht abgewehrt oder e ine Störung der öffentl:.- .~ 

chen Sicherheit oder Ordnung nicht beseitigt werden 

kann. 
:Jas i s t besonders der Fall, wenn der v-erant:.wortliche 

Aufsteller unbekannt ist und kurzfristig nicht ermit ­

t elt werden kann oder wenn er nicht innerhalb angemes­
sener Zeit erreichbar i st. Das Ergebnis der angestell­

ten Ermittlungen i st aktenkundig zu machen. 

Wird der verantwortliche Aufsteller nachträglich dem 

Bezirksamt bekannt, so hat es diesen unverzüglich von 
der unmittelbaren Ausführung in Kenntnis zu setzen. 
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8. Verantwortlichkeit und Haftung 

8.1 Der Aufsteller ist für eine ordnungsmäßige, verkehrssi­

chere Anbringung und für die fristgerechte Entfernung 

der Werbeträger verantwortlich. 

8 .2 Der Aufsteller haftet für alle Schäden, die durch das 

oder im Zusammenhang mit dem Aufstellen der Werbeträger 
entstehen (§ 19 Abs. 3 Satz 2 des Hamburgischen Wege­

gesetzes ) . 

9. Weitergehende Befugnisse 

Die Befugnisse der Polizei, gegen Störungen der öffent­

lichen Sicherheit und Ordnung einzuschreiten (z . B. we­
gen einer Störung des Verkehrs oder wegen des Inhalts 
der Werbung) , sowie Befugnisse der Behörden auf Grund 

anderer Gesetze (z.B. Vorschriften über den Straßenver­
kehr, Regelungen über die Baupflege, Bu.ndesfernstraßen­

gesetz) b l e i ben unberührt . 

10. Werbung für andere Zwecke 

Zumkl ey 
Senator 

Die Werbung für andere als politische Zwecke wird durch 

Fachliche Weisung der Baubehörde geregelt. 


